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Große Anfrage 

der Abgeordneten Burger, Frau Hürland, Geisenhofer, Maucher, Dr. Götz, 
Müller (Remscheid), Dr. von Bismarck, Katzer, Franke (Osnabrück), 

Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein, Picard und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Wiedereingliederung körperlich, geistig und seelisch Behinderter 
in Gesellschaft, Arbeit und Beruf 


In einer im Jahre 1970 vom Institut für Arbeitsmarkt- und Be- 
rufsforschung Nürnberg (IAB) durchgeführten Repräsentativ- 
erhebung über die Berufsverläufe männlicher Erwerbspersonen 
wird u. a. aufgezeigt, daß 

rund ein Drittel der Behinderten in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht entsprechend ihrer Ausbildung beschäftigt 
ist; das sind wesentlich mehr, als bei nicht behinderten männ- 
lichen Erwerbspersonen; 

der Anteil der männlichen Erwerbspersonen mit einer be- 
trieblichen Ausbildung zum Facharbeiter, die als un- oder 
angelernte Arbeiter beschäftigt sind, bei Behinderten doppelt 
so groß ist wie bei Nichtbehinderten. 

Wie aus dieser Untersuchung weiterhin hervorgeht, lassen diese 
und andere Ergebnisse klar erkennen, daß Behinderte im Er- 
werbsleben benachteiligt sind. Von einer Chancengleichheit für 
Behinderte im Sinne der Zielvorstellung, sie voll in das Berufs- 
leben zu integrieren und die aus der Behinderung resultieren- 
den Benachteiligungen voll auszugleidien, kann bislang kaum 
gesprochen werden. 

Wir fragen deshalb die Bundesregierung: 

1. Wie beurteilt die Bundesregierung die Ergebnisse aus die- 
ser Untersuchung, und zu welchen Schlußfolgerungen ge- 
langt sie? 

2. Wie gedenkt die Bundesregierung die unzulängliche Be- 
hindertenstatistik zu verbessern, nachdem letztmalig durch 
eine Zusatzbefragung zum Mikrozensus von 1966 eine Zahl 
von insgesamt 4,05 Millionen ermittelt wurde? 

3. Kann die Bundesregierung eine eindeutige Definition des 
Begriffs „Behinderung" im Hinblick auf die statistische 
Erfassung und die in Kürze zu vollziehende rechtliche 
Gleichstellung aller Behinderten im Schwerbehinderten- 
recht geben? 
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4. Ist es durch die Maßnahmen der Rehabilitationsträger ge- 
lungen, die Zahl der rund zwei Millionen Frühinvaliden in 
der Bundesrepublik und den jährlichen Zugang von etwa 
200 000 Personen nachhaltig zu verringern? 

5. Ist die Frankfurter Vereinbarung der Bundesarbeitsgemein- 
schaft für Rehabilitation eine praktikable Grundlage für 
die notwendige Koordinierung von Rehabilitationsmaß- 
nahmen? 

6. Wird seitens der Bundesregierung die Beratung der Behin- 
derten durch die hierfür zuständigen Stellen für ausreichend 
angesehen? 

7. Werden Verletzte und Kranke, bei denen bleibende Funk- 
tionsstörungen zu erwarten sind, bereits am Krankenbett 
beraten, und wie beurteilt die Bundesregierung Überlegun- 
gen, Sozialberater fest in den im Krankenhaus tätigen Per- 
sonenkreis mit einzubeziehen? 

8. Kann die Bundesregierung Auskunft darüber geben, inwie- 
weit bei Behinderten ein Rehabilitationsplan aufgestellt und 
in welchem Zeitraum er verwirklicht wurde? 

9. Wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- und Weiter- 
bildung von Ärzten in Fragen der Rehabilitation und der 
allgemeinen Sozialmedizin, und gegebenenfalls welche 
Möglichkeiten sieht sie, die gegenwärtigen Verhältnisse 
zu verbessern? 

10. Beabsichtigt die Bundesregierung im Rahmen der ihr nach 
dem Krankenhausfinanzierungsgesetz gegebenen Möglich- 
keiten den noch bestehenden Mangel an Spezialbetten, zum 
Beispiel für Hirnverletzte, psychisch Kranke, Querschnitt- 
gelähmte oder andere Schwerstbehinderte zu beseitigen? 

11. Ist vorgesehen, vor allem in großen Krankenhäusern die 
medizinischen Rehabilitationsmöglichkeiten zu verbessern? 

12. Wie kann die praktische Eingliederung des umgeschulten 
Behinderten in das Berufsleben durch begleitende Hilfen 
verbessert werden, da in dieser dritten und entscheidenden 
Phase der Rehabilitant weitgehend noch auf sich selbst ge- 
stellt ist? 

13. Welche Möglichkeit sieht die Bundesregierung, eine rei- 
bungslose Eingliederung von behinderten Kindern und 
Jugendlichen - 50 000 bis 60 000 werden jährlich hinzu 
geboren - in das Leben der Gemeinschaft zu verwirklichen, 
da bekanntlich nach wie vor Vorbehalte gegenüber diesem 
Personenkreis bestehen? 

14. Hat die Bundesregierung spezielle Vorstellungen für die 
Eingliederung von Kindern und Jugendlichen mit 

geistigen Behinderungen, 

Seh- und Lernbehinderungen, 

Hör- und Sprachbehinderungen, 

Conterganschäden, 

Impfschäden, 
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Epilepsie, 

Hämophilie sowie bei 
Blinden und 
spastisch Gelähmten? 

15. Haben Bund und Länder die notwendige Vorsorge dafür 
getroffen, daß auch behinderte Kinder und Jugendliche 
eine ihrer Eignung und Neigung entsprechende Bildung 
und Ausbildung erhalten können? 

16. Teilt die Bundesregierung die Befürchtung vieler verant- 
wortlicher Träger von Behindertenwerkstätten, daß nach 
der Anordnung REHA nur jene Werkstätten für Behinderte 
nach § 38 b des Schwerbeschädigtengesetzes gefördert wer- 
den, wenn von den Behinderten zu erwarten ist, daß sie 
ein Einkommen erzielen, welches nicht unter den Regel- 
sätzen des BSHG liegt (Mindestlohn monatlich ca. 230 DM)? 

17. Wie können Clubs mit Behinderten verstärkt gefördert 
werden, da diese Einrichtungen besonders geeignet sind, 
über die Freizeit den Behinderten soziale Kontakte zu ver- 
mitteln und sie aus ihrer Isolierung zu befreien? 

18. In welchem Umfang gedenkt die Bundesregierung den 
Behindertensport zu fördern, insbesondere im Hinblick 
auf eine frühzeitige Hinführung von Jugendlichen zu Sport- 
verbänden, und wie ist sichergestellt, daß Übungsleiter die 
hierfür erforderliche Zusatzausbildung erhalten? 


Bonn, den 19. Dezember 1973 


Burger 
Frau Hürland 
Geisenhofer 
Maucher 
Dr. Götz 

Müller (Remscheid) 

Dr. von Bismarck 
Katzer 

Franke (Osnabrück) 

Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
Picard 

Carstens, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 

Die Wiedereingliederung körperlich, geistig und seelisch Be- 
hinderter in Gesellschaft, Arbeit und Beruf bereitet nach wie 
vor Schwierigkeiten. Es ist bislang nicht gelungen, die in der 
Gesellschaft vorhandenen Vorurteile gegenüber behinderten 
Menschen abzubauen. Noch immer ist auch das Ziel nicht er- 
reicht, diese Menschen voll in das Arbeits- und Berufsleben 
einzugliedern. Bisher können nur etwa ein Drittel der Behin- 
derten in der Bundesrepublik Deutschland eine ihrer Ausbil- 
dung entsprechende berufliche Tätigkeit ausüben. Eine nach- 
haltige Verbesserung der Situation der Behinderten macht es 
erforderlich, nicht nur die statistische Erfassung der Behinderten 
zu verbessern, sondern auch eine eindeutige Klarstellung des 
„Behindertenbegriffs" zu erreichen. Auch gilt insbesondere eine 
reibungslose Eingliederung von Kindern und Jugendlichen 
- 50 000 bis 60 000 werden jährlich als Behinderte geboren - in 
das Leben zu verwirklichen. Um schließlich die Behinderten aus 
ihrer sozialen Isolierung zu befreien, wird es für notwendig 
erachtet, durch eine verstärkte Förderung von Freizeiteinrich- 
tungen die sozialen Kontakte der Behinderten zu ihren gesun- 
den Mitmenschen auszubauen. 

Die Fraktion der CDU/CSU hält es für erforderlich, einen um- 
fassenden Überblick über diese Maßnahmen zu erhalten, damit 
für die behinderten Menschen neben der rechtlichen auch die 
gesellschaftliche Gleichstellung erreicht wird. 
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